
Bundessozialgericht
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Verkündet am
1%. September 1966

Reg0bersekretär
Schriftführer

......

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Beklagte und Revisionsklägerin.

g e g e n

Kläger und Revisionsbeklagter.

Der }. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 1%. September 1966 hin

durch

‚ Bundesrichter Dr. L a n g k e i t

_
— Vorsitzender -,

Bundesrichter Dr. K r e b s und

Bundesrichter S p i e l m e y e r ,
Bundessozialrichter L e p i nis k i und

rwBundessozialrichter Dr° n b e r l e

für Recht erkannt;

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Sozialgerichts München Vom 17. Dezember 196% auf—

gehoben.

Die Klage wird abgewiesen.

Außergerichtliohe Kosten des Rechtsstreits sind

nicht zu erstatten.
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G r ü n d e :——_——n..vu——o—-uuuuu

Der Kläger (verheiratet, ein Kind) ist seit März 1955 frei-
willig weiterversichertes Mitglied der beklagten Deutschen

Angestellten—Krankenkasse (DAK). Er ist Rechtsanwalt und
als Angestellter (Prokurist und Syndikus) bei einem priva—

ten Versicherungsunternehmen beschäftigt.

Im Juli 1956 hatte er der beklagten DAK u.a. mitgeteilt,
daß er als Angestellter monatlich ein Gehalt von 750‚— DM

sowie 58,50 DM (Hälfte der Angestelltenversicherungsbei—
träge), dazu jährlich ein 13. Monatsgehalt beziehe, und
angefragt, ob er verpflichtet sei, im Krankheitsfalle gegen—

über Vertragsärzten und Vertragszahnärzten als Selbstzahler

aufzutreten. Die beklagte DAK hatteihm mit Schreiben vom
18. Juli 1956 insoweit geantwortet, er bleibe weiterhin in

Klasse 22 versichert und berechtigt, sich auf Krankenschein

behandeln zu lassen; auf selbst bezahlte Rechnungen würde

er keine Vérgütung erhalten.

Mit Schreiben vom 31. Dezember 1963 zeigte der Kläger der
DAK an, daß sein Monatsgehalt vom 1. Januar 196A an
10800,— DM (zuzüglich eines 13. Gehalte jährlich) betrage.
Nunmehr eröffnete ihm die beklagte DAK, daß sie für ihn und

seine Familie im Hinblick auf sein 1.250,- DM monatlich über—

steigendes Einkommen in Zukunft keine Kranken— und Zahnarzt-

scheine ausstellen werde und die Behandlung "auf privater
Basis" erfolgen müsse; die bezahlten und quittierten Arzt—

rechnungen würden nach den jeweils gültigen Sätzen der

Ersatzkassen—Adgo vergütet werden (Schreiben vom 10. Januar

1964).

Hiergegen legte der Kläger Widerspruch mit der Begründung

ein, es verstoße gegen Treu und Glauben, wenn die beklagte

DAK ihm entgegen ihrer schriftlichen Zusage vom 18. Juli 1956.
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trotz im wesentlichen unveränderter Rechtslage vom Januar

l964 an nicht mehr freie ärztliche Behandlung als Sach-
leistung gewähre‚ Auch dürfe die beklagte DAK als Ersatz-

kasse ihren freiwilligen Mitgliedern nur solche Leistun—

gen gewähren, die die Reichsversicherungsordnung (EVO)

ihrer Art nach als Leistungen der gesetzlichen Kranken-

versicherung (KrV) vorsehe. Ärztliche Behandlung sei aber
grundsätzlich nach der EVO eine Sachleistung.

Die beklagte DAK wies den Widerspruch zurück (Bescheid vom

iA. Februar 1964): Nach Art. 2 5 4 Abs. 2 der Zwölften Ver-

ordnung zum Aufbau der Sozialversicherung vom 24. Dezem-

ber l955 — BGBl I 1537 — idF der 15. Aufbau—Verordnung

vom l. April 1937 — BGBl I 459 -
(l2. Aufbau—VO) richte

sich das Versicherungsverhältnis der freiwillig weiterver—

sicherten Mitglieder nach den Bestimmungen der Satzung.

Bestandteil der Satzung (vgl, 5 3 Nr, 1 daselbst) seien

auch die Versicherungsbedingungen. Hiernach hätten aber

diejenigen freiwillig weiterversicherten Mitglieder, deren

Einkommen die Angestelltenversicherungspflichtgrenze über—

steige, keinen Anspruch auf freie ärztliche Behandlung.

Daß sie, die beklagte DAK, dem Kläger bisher Krankenscheine

zur Ermöglichung freier ärztlicher Behandlung bei den Ver-

tragsärzten ausgehändigt habe, könne sie nicht verpflich-

. ten, dies auch weiterhin zu tun.

Mit der Klage wiederholte der Kläger sein bisheriges Vor-

bringen und führte ergänzend aus: Da die Krankenpflege in

der sozialen KrV grundsätzlich als Sachleistung zu gewäh-

ren sei, dürften auch weiterversicherte Mitglieder von

Ersatzkassen, deren Einkommen die Angestelltenversicherungs-

pflichtgrenze übersteige, hiervon nicht ausgeschlossen wer—

den. Die unterschiedliche Behandlung der Mitglieder verstoße

gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz. Er hat beantragt,
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den Bescheid der beklagten DAK vom 10. Januar 1964

in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom

144 Februar 1964 aufzuheben und festzustellen,
daß er im Krankheitsfalle gegen die Beklagte

Anspruch auf freie vertragsärztliche (vertrags-

zahnärztliche) Behandlung auf Grund eines Kranken-
scheines für sich und seine mitversichert@n Fami:

lienangehörigen hat.

Auf Anfrage des Sozialgerichts (SG) beim Bundesversicherungs—

amt (BVA), ob dieses im Rahmen seiner Aufsichtspflicht die

strittigen Versicherungsbedingungen der DAK beanstandet habe,

hat dieses folgende Stellungnahme vom 13. Oktober 1964

abgegeben.

"Die strittigen Versicherungsbedingungen der Deut-
schen Angestellten—Krankenkasse sind am 1. Sep—

tember 1952 von der Funktionsvorgängerin des Bun—

desversicherungsamts, der Arbeitsbehörde Hamburg,

genehmigt werden. Aus den dem Bundesversicherungs-

amt zur Vérfügung stehenden Unterlagen ist nicht

zu erkennen, welche Erwägungen für die damaligen

Entschließungen ausschlaggebend waren. Es konnte

nur festgestellt werden, daß die in den Versiche-
rungsbedinguhgen getroffene Regelung inhaltlich

unbeanstandet seit 1929 praktiziert worden ist.

Das Bundesversicherungsamt hat geprüft, ob sich

die mit der Zulässigkeit dieser Bestimmung zusam—
Jmenhängenden Fragen so eindeutig beantworten las—

sen, daß ein Einschreiten nach 5 326 EVO geboten

ist. Diese Voraussetzung kann nicht bejaht werden,

zumal — soweit bekannt — die bisher ergangenen

sozialgerichtlichen Entscheidungen die Zulässig—

keit der getroffenen Regelung bestätigt haben und

die Rechtsfrage überdies bereits Gegenstand eines _,
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vor dem Buhdessozialgericht
anhängigen Streitver-

fahrens ist. Das Bundesversicherungsamt hat sich

bei dieser Sachlage jeden Tätigwerdens zu enthal—

ten, da es aus verfassungsrechtlichen Gründen den

zur Streitentscheidung berufenen Gerichten nicht

vorgreifen kann. Herr Dr. Luginger ist anläßlich

einer dem Bundesversicherungsamt am_2j. Februar

l96ü unterbreiteten Aufsichtsbeschwerde mit
Bescheid vom 2. März 1964 über diese Gründe unter—

richtet worden."

Das SG hat dem Klageantrag gemäß entschieden und die Beru—

fung zugelassen (Urteil vom 17. Dezember 1964). Es hat als

entscheidend angesehen, daß die Bestimmung der Versiche—

rungsbedingungen der beklagten Ersatzkasse gesetzwidrig sei,

wonach die freiwillig weiterversicherten Mitglieder mit

einem die Angestelltenversicherungspflichtgrenze überstei—

genden Einkommen keinen Anspruch auf freie Behandlung durch

Vertragsärzte (Vertragszahnärzte) haben, sondern für die

erforderliche Behandlung selbst sorgen müssen und nur

Kostenerstattung in bestimmter Höhe beanspruchen können.

Für die freiwillige Weiterversicherung von Ersatzkassen—

mitgliedern gelte das Satzungsrecht der jeweiligen Ersatz—

kasse (@ 4 Abs. 2 der 12. Aufbau—VO). Die Ersatzkasse könne
ihr Satzungsrecht insoweit frei gestalten bis auf die vom

Gesetz selbst geregelten Ausnahmen, nämlich die Weiterver—

sicherungsberechtigung des überlebenden Ehegatten (@ &

Abs. 5 der 12. Aufbau—VO) und die Gewährung der Regellei-

stungen der Wochenhilfe und der Familienwochenhilfe (@ 507 a

Abs. 2 EVO). Jedoch sei zu beachten, daß die Ersatzkassen

durch das Gesetz über den Aufbau der Sozialversicherung vom

5. Juli 195A _ BGBl I 577 — (AufbauG) und die zu seiner
Durchführung ergangene 12. Aufbau-VO Träger der KrV geworden

und in das Gefüge der RVG eingegliedert worden seien. Dieser

neuen Stellung der Ersatzkassen entspreche es, wenn 5 508
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RVO uneingeschränkt auf sie Anwendung finde, wonach die

Ersatzka83e ihren Mitgliedern und deren Angehörigen ohne

Beschränkung der Dauer und Höhe alle Leistungen gewähren

dürfe, die 5 179 ihrer Art nach bei den Krankenkassen

zulasse. Da hiernach nur die im Zweiten Buch der RVG vor-

geschriebenen Leistungen an Krankenhilfe, Wochenhilfe,

Sterbegeld und Familienhilfe zulässig seien, könnten als

Krankenhilfe auch von den Ersatzkassen Leistungen der Art

nach nur gewährt werden, wie sie 5 182 EVO vorsehe. Dar-

aus folge, daß ärztliche Behandlung nur als Sachleistung

gewährt werden dürfe. — Demgegenüber könne sich die beklagte

DAK nicht auf entgegenstehende Bestimmungen im Arzt—Ersatz—

kassenvertrag berufen. Soweit diese die Anspruchsberechti-

gung für die Sachleistungen der Krankenpflege auf die Mit-

glieder mit einem nicht die Angestelltenversicherungs—

pflichtgrenze übersteigenden Einkommen beschränkten, seien

sie nichtig. - Auch verstoße die unterschiedliche Behand—

lung der Mitglieder gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz,

an den die Ersatzkassen gebunden seien (© & Abs. 2 der

'l2° Aufbau—VO i.V.m. @ 21 Abs. 1 des Gesetzes über die
Beaufsichtigung der privaten Versicherungsunternehmungen

und Bausparkassen vom 6.6.1931 —BGBl I 515 — idF vom
5.3.1937 —BGBl I 269_—). Daraus folge, daß der Kläger

Anspruch auf freie vertragsärztliche (vertragszahnärzt—

liche) Behandlung für sich und für seine mitversicherten

Familienangehörigen habe.

Gegen dieses Urteil hat die beklagte DAK — unter Beifügung

der Zustimmungserklärung des Klägers - Sprungrevision mit

dem Antrag eingelegt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die

Klage abzuweisen.

Sie beruft sich in erster Linie auf die in Art. 2 @ 4 Abs.2

der l2. Aufbau-VO zugestandene Satzungsautonomiez Obwohl
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die Ersatzkassen durch die Aufbau-Gesetzgebung Träger der

KrV geworden seien, richte sich das Versicherungsverhält—

nis der nichtversicherungspflichtigen Mitglieder nach wie

vor nach dem Satzungsrecht der Ersatzkasse, die insoweit

— bis auf die im Gesetz vorgeschriebenen Einschränkungen
—

freies Ermessen habe. Somit sei die DAK berechtigt gewesen,

in den Versicherungsbedingungen festzulegen, daß nichtver—

sicherungspflichtige Mitglieder, deren Einkommen eine be—

stimmte Grenze überschreite, keinen Anspruch auf freie ver—

tragsärztliche Behandlung hätten. Dem entspreche es, wenn

die Kassenärztliche Bundesvereinigung (KBV) mit den Spit—

zenverbänden der Ersatzkassen im Arzt/Ersatzkassenvertrag

‘vereinbart habe, daß nur solche Mitglieder auf Kranken—

schein zu behandeln seien, deren Einkommen sich im Rahmen

der Angestelltenversicherungspflichtgrenze halte.

Der Kläger hat beantragt,

die Sprungrevision der beklagten DAK zurück—

zuweisen.

Er hat im wesentlichen ausgeführt: Bei der Auslegung des

Art. 2 5 4 Abs. 2 der 12. Aufbau—VO sei zu berücksichti—

gen, daß die Ersatzkassen seit der Aufbau-Gesetzgebung aus

dem privatversicherungsrechtlichen Bereich ausgeschieden

und in das System der gesetzlichen KrV einbezogen worden

seien. Die Ersatzkasse habe bei der Gestaltung des Sat-

zungsrechts auch die Beschränkung des @ 508 i.V.m. @ l79

RVO zu beachten. Das werde durch Art. 2 5 4 Abs. 6 Satz 2

der l2. Aufbau-VO bestätigt, woraus hervorgehe, daß von

den Ersatzkassen "freie ärztliche Behandlung auf Grund

eines Krankenscheins" für versicherungsberechtigte Mit—

glieder nur noch übergangsweise gewährt werden dürfe. Auch

verstoße die unterschiedliche Behandlung der Mitglieder in

der Frage der ärztlichen Behandlung gegen den in $ 21 des

Versicherungsaufsichtsgesetzes zum Ausdruck gebrachten

Gleichbehandlungsgrundsatz.
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Die Sprungrevision der beklagten DAK ist begründet. Zu

Unrecht hat das SG festgestellt, daß der Kläger im Krank—

heitsfall gegen die Beklagte Anspruch auf freie vertrags-

ärztliche (vertragszahnärztliche) Behandlung auf Grund

Krankenscheins für sich und seine mitversicherten Fami-

lienangehörigen habe.

Die beklagte DAK ist entgegen der Meinung des Klägers nicht

schon deshalb zur Gewährung freier ärztlicher Behandlung

als Sachleistung an ihn über den 1. Januar l96ü hinaus ver—

pflichtet, weil sie ihm auf seine Anfrage in ihrem Bescheid

vom 18. Juli 1956 erklärt hatte, er bleibe weiterhin in

Klasse 22 versichert und könne sich auf Krankenschein be—

handeln lassen. Entgegen der Auffassung des Klägers ist

diese Erklärung nicht im Rahmen eines privatrechtlichen

Versicherungsverhältnisses abgegeben und von daher zu be—

urteilen. Wie der Senat in seiner Entscheidung vom

29. Juli l965 (BSG 23, 199, 200 f) näher dargelegt hat,
stehen seit der Aufbau—Gesetzgebung und den zu ihrer Durch—

führung ergangenen Verordnungen auch die freiwillig versi-

cherten Mitglieder einer Ersatzkasse zu dieser in einem

öffentlichrechtlichen Versicherungsverhältnis, auf Grund

dessen die Ersatzkasse gegenüber dem Mitglied auch Verwal—

tungsakte setzen kann. Ob nun die Erklärung der beklagten

DAK in ihrem Schreiben vom 18. Juli 1956 einen Verwaltungs—

akt i.S. des @ 77 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) dar—

stellt oder ob ihre Verbindlichkeit aus anderen Erwägungen

— etwa der des Vertrauensschutzes für Dispositionen, die

auf Grund von Zusagen getroffen werden - hergeleitet wird,

kann der Senat jedoch offenlassen. Die Bindungskraft des

Bescheids ist jedenfalls auf den konkreten Einzelfall be—

schränkt, für den er erteilt wurde. Bei einer wesentlichen

Veränderung der Verhältnisse — sei es des zugrunde liegen-

den Sachverhalts, sei es der für die Beurteilung des Sach—

verhalts maßgeblichen Normen — entfällt die Bindungswir-

..9-
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kung (vgl. BSG l8, 22,27 f). Sie wird —bei wesentlich ver—
änderten Verhältnissen - nicht dadurch aufrechterhalten,

daß nach den Regeln der Logik der neue Sachverhalt ähnlich

wie der erste beurteilt werden müßte.

Im vorliegenden Fall haben sich sowohl Sachverhalt als auch

Rechtslage gegenüber den vom Kläger zum Vergleich heran-

gezogenen Verhältnissen des Jahres 1956 wesentlich verän—

dert. Sein Monatsgehalt beträgt nicht mehr 750.— DM, son—

dern l.800‚— DM. Die für die Vérsicherungspflicht in der

Angestelltenversicherung maßgebende Jahresarbeitsverdienst—

grenze hatte sich mit Wirkung vom l. März 1957 auf 15.000,-

DM erhöht (@ 4 Abs. 1 Nr. l‚ @ 5 Abs. l des Angestellten—
versicherungsgesetzes — AVG — idF des Angestelltenversiche—

rungs-Neuregelungsgesetzes —AnVNG —, Art. 5 5 7 Satz 2

AnVNG). Dementsprechend hatten sich das Satzungsrecht der

beklagten DAK und der Arzt/Ersatzkassenvertrag geändert.

Unter diesen Umständen kann offenbleiben, ob nicht der

Kläger vom 1. März 1957 an wieder zu den Mitgliedern ge—

hörte, deren Einkommen die — auf l5.000,— DM erhöhte -
Angestelltenversicherungspflichtgrenze nicht überstieg,

so daß allein schon aus diesem Grunde der möglicherweise

ursprünglich fehlerhafte Bescheid der beklagten DAK vom

l8. Juli 1956 "richtig" geworden wäre.

keinen Anspruch auf "freie vertragsärztliche (vertragszahn-

ärztliche) Behandlung auf Grund Krankenscheins".

Der Kläger gehört zu den Mitgliedern, die aus der Versiche—

rungspflicht in der KrV ausgeschieden sind und sich frei—

willig weiterversichert haben. Nach Art. 2 5 & Abs. 2 der

l2. Aufbau—VO gelten für die Versicherung nach dem Aus-

scheiden aus der Versicherungspflicht die Bestimmungen der

Satzung. Bereits das Reichsversicherungsamt (BVA) hat zu-

treffend darauf hingewiesen, daß sich durch die Eingliede—

- 10 —
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rung der Ersatzkassen in die gesetzliche KrV als "Träger

der Krankenversicherung" (Abschn. II Art. 5 @ l AufbauG)

an dem bisherigen Rechtszustand nichts geändert hat, daß

für die Versicherung nach dem Ausscheiden aus der Versi-

cherungspflicht nur die Bestimmungen der Satzung maß-

gebend sind (Grunds.Entsch. Nr. 5118; AN 1957, 267, 268).

Es ist deshalb grundsätzlich dem Ermessen der einzelnen

Ersatzkasse überlassen geblieben, die Weiterversicherung

zuzulassen, ihre Bedingungen zu regeln sowie die Voraus—

setzungen und den Umfang der Leistungen festzusetzen.

Während die freiwillige Weiterversicherung bei den ge—

setzlichen Krankenkassen unmittelbar auf den Vorschriften

der BVG beruht, werden die nichtversicherungspflichtigen

Mitglieder der Ersatzkassen auf Grund des Satzungsrechts

versichert, dessen Erlaß und Inhalt im Ermessen der ein—

zelnen Ersatzkasse liegt, soweit das Gesetz es nicht be-

schränkt hat. Im gleichen Sinne führen Grünewald-Kilian

(Das neue Deutsche Sozialversicherungsrecht, Stand:

19. Mai 1944, 12. Aufbau-VO, Art. 2 5 &, Anm. 23) zusam—
menfassend aus, die 12. Aufbau—V0 überlasse grundsätzlich

der Regelung durch die Satzung, ob und wann die Versiche—

rung nach dem Ausscheiden aus der Versicherungspflicht

endet und wie sie im einzelnen — auch in den Voraussetzun—

gen und dem Umfang der Leistungen — gestaltet wird.

Dem steht nicht entgegen, daß der Reichs- und Preußische

Arbeitsminister in seinem Erlaß vom 27. Januar 1937 (EuM

40, 502) dem Leiter der Reichsversicherungsanstalt für

Angestellte als der damals für die Angestellten-Ersatz—

kassen zuständigen Aufsichtsbehörde (vgl. Abschn. IV
‘$ 2 Abs. 1 AufbauG) zur Pflicht gemacht hat, die Ersatz-

kassen an das Recht der Weiterversicherung nach den Vor-

schriften der RVO immer näher heranzuführen. In dem Erlaß

wird nämlich darauf hingewiesen, daß bei der derzeitigen

Rechtslage dieses Ziel nur durch Änderungen der jeweiligen
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Satzungen zu erreichen sei, die die Aufsichtsbehörde anzu—

streben hätte. Mit Recht hat deshalb das BVA (Grunds.Entsch.

5118; AN 1957, 267, 268) in diesem Erlaß eine Bestätigung
der Auffassung gesehen, daß sich die Ansprüche der freiwil—

lig versicherten Mitglieder gegen ihre Ersatzkasse nach

deren Satzungsrecht richten.

Das Satzungsrecht der beklagten DAK sieht für den Kreis

der nichtversicherungspflichtigen Mitglieder, deren Einkom-

men die Angestelltenversicherungspflichtgrenze übersteigt,

keinen Anspruch auf freie vertragsärztliche Behandlung vor.

Im Gegenteil ist in Abschnitt G, Nr. 2 a ihrer Versicherungs-

bedingungen, die Bestandteil der Satzung sind (@ 3 der Sat—
zung), bestimmt, daß nur diejenigen Mitglieder Anspruch auf

freie vertragsärztliche Behandlung haben, deren Einkommen

die Angestelltenversicherungspflichtgrenze nicht übersteigt.

Die übrigen Mitglieder haben für die erforderliche Behand-

lung für sich und ihre mitversicherten Familienangehörigen

selbst zu sorgen und erhalten gegen Aushändigung der nach-

weislich bezahlten Rechnungen eine Vergütung in Höhe der

Vertragssätze, jedoch nicht mehr als die tatsächlichen

Kosten.

Da somit das Satzungsrecht den mit der Klage verfolgten An—

spruch nicht zu begründen vermag, wäre der Anspruch nur ge—

geben, wenn die beklagte DAK kgaft_pegetgeg verpflichtet
wäre, auch den nichtversicherungspflichtigen Mitgliedern

mit einem die Angestelltenversicherungspflichtgrenze über-

steigenden Einkommen ärztliche Behandlung als Sachleistung

zu gewähren. In diesem Falle wäre es unerheblich, daß die

DAK eine entsprechende Vorschrift nicht in ihr Satzungsrecht

übernommen hat.

Einschränkungen der grundsätzlich nach Art. 2 @ 4 Abs. 2 der

l2. Aufbau—VO gewährleisteten Satzungsautonomie be3tehen

mehrfach. So ist die Ersatzkasse verpflichtet, die Weiter—

versicherung des überlebenden Ehegatten (Art. 2 5 4 Abs. 5
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JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 12 -

der 12. Aufbau-V0) und die Weiterversicherung in dem in

@ 5l4 RVO geregelten Sonderfall des Ausscheidens aus der

Rentnerkrankenversicherung durchzuführen. Sie hatte — so—
Vlange die Bestimmung (Art. 2 $ 4 Abs. 4 der 12. Aufbau-VO)

galt — das Erlöschen der Mitgliedschaft der Personen, die

der Ersatzkasse nach dem 1. Januar 1956 beigetreten waren,

zu beachten, wenn das regelmäßige jährliche Gesamteinkom—

men 7.200,- RM überstieg. Ferner hat die Ersatzkasse nach

5 507 a Abs. 2 EVO den freiwillig weiterversicherten Mit-

gliedern die gleichen Leistungen der Wochenhilfe wie den

versicherungspflichtigen Mitgliedern zu gewähren.

Indessen besteht für die beklagte Ersatzkasse entgegen der

_vom Kläger vertretenen Auffassung keine gesetzliche Ver—

pflichtung, den freiwillig weiterversicherten Mitgliedern

mit einem die Angestelltenversicherungspflichtgrenze über-

steigenden Einkommen ärztliche Behandlung als Sachleistung

zu gewähren. Da @ 507 EVO die Ersatzkassen zu Mindestlei—

stungen in Gestalt der Regelleistungen nur bei versiche-

rungspflichtigen Mitgliedern verpflichtet — und @ 507 a

Abs. 2 BVG, wie dargelegt, nur eine bestimmte Leistung,

nämlich Wochenhilfe‚ den Ersatzkassen auch gegenüber frei—

willig weiterversicherten Mitgliedern zur Pflicht macht »,

könnte eine gesetzliche Verpflichtung zur Gewährung ärzt-

licher Behandlung als Sachleistung allenfalls aus $ 508

Satz 1 i.V.m. % l79 EVO abgeleitet werden. Hiernach darf
die Ersatzkasse ihren Mitgliedern und deren Angehörigen

ohne Beschränkung der Dauer und Höhe alle Leistungen gewäh-

ren, die % 179 ihrer Art nach bei den Krankenkassen zuläßt.

Diese Vorschrift ist nicht, wie die beklagte Ersatzkasse

annimmt, für die freiwillig weiterversicherten Mitglieder

durch die Aufrechterhaltung der Satzungsautonomie in Art. 2

5 & Abs. 2 der 12. Aufbau—V0 gegenstandslos geworden, wie

schon daraus folgt, daß in derselben Verordnung (Art. 5

@ 2A) 5 508 RVO im Hinblick auf den neuen öffentlich-recht-

- 13 -
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lichen Rechtsstand der Ersatzkassen (Art. 2 5 2 Abs. 1
Satz 3 der 12. Aufbau-VO) sprachlich neu gefaßt wurde.

Nun war allerdings vor der Aufbaugesetzgebung für die ver-

sicherungsberechtigten Mitglieder eines Versicherungsver—

eine auf Gegenseitigkeit dessen Eigenschaft als Ersatz—

kasse ohne Belang gewesen (so in ständiger Rechtsprechung

das BVA; vgl. Grunds.Entsch. Nr. 207A, AN l9l5, 64l, 642;

Grunds.Entsch. Nr. 2880, AN l925, 275, 276). Nur Versiche-

rungspflichtige konnten einem Versicherungsverein in seiner

Eigenschaft als Ersatzkasse angehören. Die @@505 ff EVO

— einschließlich des 5 508 RVO - regelten nur die Rechts—
stellung der Versicherungsvereine in ihrer Funktion als

Ersatzkassen; 5 507 a Abs. 2 wurde als eng auszulegende

Ausnahmevorschrift verstanden, die den Unterschied zwischen

den "versicherungsberechtigten Vereinsmitgliedern".und den
"eigentlichen Ersatzkassenmitgliedern" nicht aufhoo (RVA

aaO, AN l925, 276).

Mit der Umgestaltung der Ersatzkassen zu “reinen" Trägern
der Sozialversicherung durch die Aufbaugesetzgebung und die

zu ihrer Durchführung ergangenen Vérordnungen kann aller—

dings @ 508 RVG auch für die versicherungsberechtigten Mit-
glieder, die Ersatzkassenmitglieder im Vollsinne geworden

waren, Bedeutung erlangt haben, so daß die Ersatzkassen bei

der Gestaltung ihres Satzungsrechts, auch soweit es sich um

ihre freiwillig weiterversicherten Mitglieder handelt, die

Schranke des 5 508 RVO zu beachten hätten und auch diesen
Mitgliedern und deren Angehörigen nur Leistungen gewähren

dürften, die 5 179 RVO ihrer Art nach bei den Krankenkassen

zuläßt. Es könnte sein, daß diese Beschränkung es ausschließt,

daß die beklagte DAK bestimmten weiterversicherten Mitglie-

dern den Versicherungsschutz für den Fall des Bedarfs ärzt-

licher Behandlung nach dem Kostenerstattungsprinzip gewährt.

Der Senat hat dies nicht zu entscheiden, da es im vorliegen—

den Rechtsstreit auf diese Frage nicht ankommt. Selbst wenn
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das Satzungsrecht der beklagten DAK, soweit es für be-

stimmte Mitglieder bei Inanspruchnahme ärztlicher Be-

handlung Kostenerstattung vorsieht, nichtig wäre, ergäbe

sich daraus noch nicht, daß der Klageanspruch begründet

wäre° @ 508 RVO setzt nur eine Schranke, die allenfalls

die Freiheit der Ersatzkasse in der Gestaltung ihres

Satzungsrechts insofern eingrenzt, als sie auch allen

ihren weiterversicherten Mitgliedern ärztliche Behand-

lung nur in Gestalt der Sadhleistung gewähren könnte,

wenn sie insoweit einen Versicherungsschutz bereitstel—

len will. Ob die beklagte Ersatzkasse diese Leistungs—

verpflichtung auch gegenüber den freiwillig Weiterversi—

cherten Mitgliedern mit einem die Angestelltenversiche—

rungspflichtgrenze übersteigenden Einkommen übernimmt,

steht in ihrem freien Ermessen, das erst durch Beschluß-

fassung ihrer zuständigen Organe über eine entsprechende

Neugestaltung des Satzungsrechts — und Genehmigung durch

die Aufsichtsbehörde — betätigt sein müßte, bevor Ansprü—

che hierauf gegründet werden könnten.

Der Senat hat schließlich die - entfernte — Möglichkeit

erwogen, ob der Klageanspruch auch ohne Satzungsgrundlage

nicht trotzdem begründet sein könnte, weil das Ermessen

der beklagten DAK - unterstellt, daß @ 508 i.V.m. @ l79

RVG die dargelegte Beschränkung enthielte — zwangsläufig

nur in Richtung der Einführung der ärztlichen Behandlung

als Sachleistung für den bisher davon ausgeschlossenen

Mitgliederkreis gehen könnte und der Beschluß über die

Umgestaltung der Versicherungsbedingungen somit "nur eine
Formalität" wäre (vgl. als allerdings nur bedingt mögli—

che Parallele den "Anspruch" auf eine bestimmte Leistung

bei zwangsläufigen Ermessensentscheidungen; BSG 9, 252,

259 f).

Diese Möglichkeit einer in Ausnahmefällen denkbaren An—

spruchsbegründung entfällt aber hier schon deshalb, weil
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von einer solchen Zwangsläufigkeit im Ermessensgebrauch

bei der beklagten DAK keine Rede sein kann. Um ärztliche

Behandlung als Sachle15tung gewähren zu können, bedarf

es der Bereitstellung eines umfassenden Systems ärztli—
lcher Versorgung, das Versicherte, Ersatzkassen und die

Kassenärztlichen Vereinigungen (KÄV) umspannt. Während

die ärztliche Versorgung der bei den gesetzlichen Kran—

kenkassen Versicherten — und zwar in Gestalt der Sachlei—

stung — kraft Gesetzes durch den an die KÄV erteilten Auf-

trag in einem System der "kassenärztlichen Versorgung"
(@ 368 Abs. 1 Satz l RVO) sichergestellt ist (@ 368 n

Abs. 1 Sätze 1 bis } RVG), sieht @ 368 n Abs. 1 Satz &

RVO u.a. für die ärztliche Versorgung der bei den Ersatz-

kassen Versicherten und ihrer mitversicherten Familien—

angehörigen nur vor, daß die KÄV mit Zustimmung der Auf-

sichüßehörde diese Aufgabe übernehmen können. Das ist im
Arzt/Ersatzkassenvertrag geschehen, der in seiner jetzt

gültigen Fassung — von kleineren Änderungen abgesehen -

am 20. Juli 1963 zwischen der Kassenärztlichen Bundesver-

einigung, dem Verband der Angestellten—Krankenkassen e.V.

und dem Verband der Arbeiter—Ersatzkassen e.V. geschlossen

wurde. Hiernach (@ 4 Abs. 2) haben "Mitglieder der Vertrags-
kassen sowie deren mitversicherte Familienangehörige, soweit

das Bruttoeinkommen des Mitgliedes die Angestelltenversiche-

rungspflichtgrenze übersteigt", keinen Anspruch auf die im
Vertrag näher festgelegte freie vertragsärztliche Behand-

lung. Die in @ & Abs. 8 des Vertrags vorgesehene Regelung

— falls nämlich die Ersatzkasse vertragswidrig einem Nicht—

anspruchsberechtigten einen Krankenschein ausgehändigt

hat - regelt nur eine Art Vertragsstrafe-Verfahren und

berührt nicht den Grundsatz.

Hieraus folgt, daß die beklagte DAK z.Zt. gar nicht in der

Lage wäre, ihren freiwillig weiterversicherten Mitgliedern

mit einem die Angestelltenversicherungspflichtgrenze über-

-
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steigenden Einkommen ärztliche Behandlung als Sachleistung

zu gewähren. Voraussetzung hierfür wäre die entsprechende

Umgestaltung des Arzt/Ersatzkassenvertrages, eines Ver-

'tragswerks‚ auf dessen Gestaltung die beklagte DAK nur

indirekt — über ihren Verband - Einfluß nehmen kann. Ob

eine solche Änderung des Vértrags im Sinne einer Ausweitung

der Anspruchsberechtigung für freie vertragsärztliche Be—

handlung auf alle Mitglieder möglich ist - gegebenenfalls,

zu welchen Bedingungen -, ist völlig offen. Erst wenn es

aber gelungen ist, durch Umgestaltung des Arzt/Ersatzka34

senvertrags die freie vertragsärztliche Behandlung auch für

den bisher nicht anspruchsberechtigten Mitgliederkreis

sicherzustellen, kann die beklagte DAK in ihrem Satzungs—

recht die ärztliche Behandlung als Sachleistung versehen,

falls sie sich nicht zu undurchführbaren Leistungen ver—

pflichten will.

Damit ist auch dargetan, daß die beklagte DAK weder gegen

den versicherungsmäßigen Grundsatz der Gleichbehandlung

der Mitglieder noch gegen den allgemeinen Gleichheitssatz

(Art° } Abs. 1 des Grundgesetzes —GG —) verstößt, wenn
sie ihren freiwillig weiterversicherten Mitgliedern mit

einem die Angestelltenversicherungspflichtgrenze überstei-

genden Einkommen keine ärztliche Behandlung als Sachlei—

stung gewährt. Die besondere Natur dieser Leistung, die

nur in einem ausgewogenen System ärztlicher Versorgung

unter Koordinierung sehr verschiedener Interessen erbracht

werden kann, macht die verpflichtete Ersatzkasse von einem

Vertragswerk abhängig, das von Dritten gestaltet wird. Die

beklagte DAK handelt sachgerecht, wenn sie dieser Abhängig—

keit in ihrem Satzungsrecht Rechnung trägt.

Bei dieser Sach— und Rechtslage ist zusammenfassend fest—

zustellen, daß die beklagte DAK keineswegs in ihrem Ermes-

sen schon so festgelegt ist, daß nur noch eine Umgestaltung
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ihres Satzungsrechts im Sinne einer Ausweitung der Anspruchs-

berechtigung für freie vertragsärztliche Behandlung denkbar

ist, wenn feststünde, daß sie auch den freiwillig weiterver-

sicherten Mitgliedern mit einem die Angestelltenversiche—

rungspflichtgrenze übersteigenden Einkommen den Versiche-

rungsschutz für ärztliche Behandlung nur als Sachleistung

gewähren dürfte. Demnach hat jeder Angehörige dieses Mit-

gliederkreises erst dann Anspruch auf freie vertragsärzt-

liche Behandlung, wenn die beklagte DAK diese Anspruchsbe-

rechtigung in ihr Satzungsrecht eingeführt hat.

Die

der

und

Die

Klage iSt somit unbegründet. Auf die Sprungrevision

beklagten DAK war das angefochtene Urteil aufzuheben

die Klage abzuweisen.

Kostenentscheidung beruht auf @ L93 Abs. l und 4 SGG.
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